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Oerfassungsrecht der deutschen Schule.
H. R o f i n .

Das nmß >nan der Katholischen Schulorganisation lassen:
sie "rüstet für den schulpolitischen Kampf ihre Mitglieder in
einer Art und Weise aus, wie es ihr keine Partei und keine
(Organisation auch nur annähernd nachtun kann, welche Mittel
und Wege ihr dasiir zur Verfügung stehen, soll hier unerörtert
bleiben, es handelt sich für uns heute nur um ihre neueste
Schrift: „verfassungsrecht und Schule", die wir etwas kritisch
beleuchten müssen. An Erörterungen der in Rede stehenden
Frage fehlt es uns nicht, es sei nur hingewiesen auf die
zahlreichen Verfassungskommentare, auf die Schriften von
älandp, Nidcmann, Schrötelcr usw. und auf die zahlreichen Auf-
sätze in juristischen, verwaltungsrcchtlichen und pädagogischen
Zeitschriften, wenn die Katholische Schulorganisation trotz-
dem eine ueuc umfassende Schrift für nötig hielt, so hat sie
damit bekundet, daß ihr alles bisherige Geschriebene noch nicht
genüge und namentlich von ihrem weltanschaulichen Stand-
punkt aus einer «Ergänzung und einer Klarstellung bedarf. Da-
raufhin muß man denn auch die Schrift betrachten und sich
in ihre Gedankengänge vertiefen. Dabei ist nun zunächst zu
beachten, daß es sich um Aufsätze von sieben verschiedenen Ver-
fassern handelt, teils Juristen, teils Verwaltungsbeamten, ein
a m t i e r e n d e r S c h u l m a n n ist aber nicht darunter. Das
ist schon ein Mangel, denn bei Fragen, die die Schu le an-
gehen, haben doch auch die praktischen Schulleutc mitzusprechen,
die die Schule und die Zusammenhänge genau kennen; bei
Juristen ist das siclx'rlich nur selten der Fall. Lin zweiter
Mangel besteht darin, daß, die Verfasser sämtlicher Aufsätze
k a t h o l i s c h sind, also in der Weltanschauungsfrage ohne
Zweifel e i n s e i t i g eingestellt sind, und ein dritter Mangel
muß darin erblickt werden, daß die parlamentarischen VerHand -
lungen über die bisherigen Reichsschulgesetzentwürfe nicht ge

Der erste Aufsatz rührt von dem Münch«ner Theologiepro-
fessor Dr. Sch a r n a g l her und behandelt „ d i e L n t st e h u n a
der Schu l a r t i k e ' l der W e i m a r e r V e r f a s s u n g " ,
w i r haben das alles schon von demselben Verfasser in „Schule
und Erziehung" gelesen, wesentliches ist nicht daran geändert,
bedauerlich bleibt nur, daß die „vertraulichen" Besprechungen
innerhalb des Verfassungsausschusses meist Zwisten Abge-
ordneten stattgefunden haben, die seitdem verstorben sind und
deren damalige Absichten bei dem verfassungswerk oft nur

lich die Gberhand gewinnen. Das gilt besonders von foläen
den Punkten:

^. D i e st a a t l i che Schu la ufsich t u n d d i e ^ e a u f-
s i c h t i g u n g des R e l i g i o n s u n t e r r i c h t s .

Der erste Zentrumsantrag für die Verfassung lautete: „Der
Religionsunterricht ist o r d e n t l i c h e s Mehrfach. Die «5ei
t u na des Religionsunterrichts ist Sache der Religionsgesell
schaffen." >Das'entsprach der Forderung Dr. Peter Spahns

bei der ersten 3esung der Verfassungsvorlage in der National-
versammlung, daß die „ L e i t u n g des Religionsunterrichts
in den Volksschulen durch die Religionsgesellschaften" und „das
V e r h ä l t n i s v o n Schu le und K i r c h e " in der Ver-
fassung zu regeln sei. Alle Versuche des Zentrums aber, das
lvort „Leitung" mit dem Religionsunterricht in Verbindung
zu bringen, sind abgewiesen worden. Hier herrscht vollständige
Klarheit. Nicht so klar ist es mit der Beaufsichtigung. Nach
dem Antrage Seyfert-Weiß-Pfülf heißt es: „Das gesamte
Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates; er führt diese
durch fachmännisch vorgebildete Veamte aus." Das sei zum
Teil, so sagt nun Sclfarnagl, so ausgelegt worden, als ob da^
mit eine a u s s c h l i e ß l i c h e Aufsicht des Staates ausge-
sprochen sei. Die wesentliche Vedeutung des Satzes liege in
der Abwehr aller anderen etwa denkbaren Aufsichtsstellen über
das Schulwesen, abgelehnt werde damit in erster ^inie eine
Aufsichtsgewalt der R e l i g i o n s g esel lsch a f t e n über die
Schule , auch hinsichtlich des Rellgionsunterrichts. So habe
auch ^andö in seiner Schrift „Die Schule in der Reichsver-
fassung" ausgeführt. Das sei aber n ich t r i c h t i g . Ans de»
Veratungen ergebe sich, daß die Bestimmung nur d ie b i s -
h e r i g e ge is t l i che S c h u l a u f s i c h t beseitigen wollte,
d. h. i.ene Aufsicht, die von den Pfarrern zwar im Auftrage
des Staates, aber doch in ihrer Ligenschaft als Geistliche nicht
nur über den Religionsunterricht, sondern auch über die Ertei-
lung des weltlichen Unterrichts und über die Erziehungsarbeit
der Schule ausgeübt wurde. So habe insbesondere der Antrag-
steller Sevfert selbst seinen Antrag begründet; er habe aucl-
gesagt: „Gegen eine Vestellung von Geistlicl?en zu Kreisschul
Inspektoren habe ich keine bedenken, wenn sie die Fach-
Prüfungen bestanden und sich unterrichtlich praktisch betätigt
haben." Ganz zu uurecht schließt aber Dr. Scharnagl daraus,
daß neben der Staatsaufsicht über die Schule noch eine a n ^
d e r e Aufsicht in Frage kommen könne. Sevfert fordert von
dem in der Aufsicht zu beschäftigenden Geistlichen zweierlei:
daß er „die Fachprüfungen" bestanden hat, d. h. die Prü-
fungen in a l l e n Volksschulfächern, nicht bloß in Religion,
sondern auch Naturwissellschaften, Gesang und Turuen, und
daß er sich „praktisch betätigt hat", nicht nur im Religions-
unterricht, sondern auch in Rechnen, Erdkunde, Gesuchte usw.
Unbedingt hat aber Sevfert dabei vorausgesetzt, auch wenn er
es nicht ausdrücklich gesagt hat, daß der Schnlaufsichtsbeamte
n u r de r Schu l be Horde und keiner andern Vehörde ge
genüber Verpflichtung und Verantwortung hat. Das darf man
bei früheren evangelischen Geistlichen gegenüber annehmen,
nicht aber ohne weiteres bei den k a t h o l i s c h e n . Gehört
der Kreisschulinsp^ktor oder Regierungsrat aus dem katholischen
pricsterstanoe noch dein geistlichen Stande an, der seinem
Bischof gegenüber andere Verpflichtungen als der ^ a i e im
Schulaufsichtsdienst hat? Wie ists z. V. mit der ^helosig
feit? Sind noch solche Bindungen irgendwelcher Art vor
handeil, dann ist er nicht nnr ein Vertreter des S t a a t e n ,
sondern auch der Kirche, und dann kann er nicht Schulauf-
sichtsbeamter sein. Das verstehen wir unter dem ^>egrifj
„staatliche" Schulaufsicht.

Ministerialrat G st Held er behandelt in seinem Aufsal-
auf S. l)4—^<W denselben Gegenstand und führt dabei u. a,
ans: „Der begriff der „Aufsicht" über das gesamte Schul«
wesen umfaßt ein vierfaches: ^. Die unmittelbare normen«
gebende Verwaltung der inneren Angelegenheiten aller öf-
fentlichen Schulen; 2. die Wahrnehmung der Dienstaufsich«
über alle an öffentlichen Schulen angestellten Lehrer; 5. die
Aufsicht über die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten der
öffcntliclcn Schulen, soweit diese den Gemeinden zusteht;



10 ----^
4. die Aufsicht über das gesamte private Schulwesen. Der
Vegriff umfaßt damit zum Teil rein anfsich'liche Vefugnisse,
sei es in persönlicher Einsicht, wie hinsichtlich der Lehrkräfte,
sei es in sachlicher Hinsicht, wie im Falle der Ziffer 3, wo
es sich um echte Aufsicht des Staates gegenüber einem von ihm
verschiedenen Rechtssubjekt handelt, soweit den Gemeinden,
wie es nach der Rechtslage in den meisten Tändern der Fall ist,
die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten, insbesondere
der öffentlichen Volksschulen, als Selbstverwaltungsangelegen-
heit übertragen ist. Zu einem anderen Teil umfaßt der Ve-
griff aber auch verwaltende Vefugnisse, und zwar Befugnisse
der normengebenden Verwaltung, da der Staat allein be-
fugt ist, die für die Organisation all^r Schulen maßgebenden
Verwaltungsnormen aufzustellen."

Der Vegriff der „Schulaufsicht" umfasse sonach S c h u l -
au f s i ch t und S chu l v e r w a l t u n g. Gleichwohl sei die
gelegentlich vertretene Anschauung zwischen Schulaufsicht und
Schulverwaltung bestehe ein Gegensatz nicht, nur bedingt richlig.
Sie sei richtig, insoweit Aufsicht und normengebende Ver-
waltung nach Art. ^HH Satz Ü, in Verbindung mit Art. 1H5Iin
der Hand des Staates liegen. I m Gegensatz zur n o r m e n -
g e b e n d e n Verwaltung stehe jedoch die v o l l z i e h e n d e
Verwaltung, die selbst keinerlei Normen für den Vollzug geben
kann, sondern nur nach Maßgabe der vom Träger der Schul-
aufsicht gegebenen Normen die Verwaltung der einzelnen
Schule vollziehe. Träger dieser letzteren Art von Schulver-
waltung seien vor allem die S c h u l l e i t e r der einzelnen
Schulen und die örtlichen Schulvcrwaltungskörperschaften
(Schuloeputationcn, Schulpflegschaften usw.) sowie die Ge-
meinden in ihrer Tätigkeit bei der Verwaltung der äußeren
Schulvcrhältnisse. Diesen ständen im allgemeinen weder auf-
licltliche noch normengebende verwaltende Vefugnisse zu, sie
haben vielmehr die Verwaltung der e i n z e l n eil Schulen ge-
rade nach Maßgabe der von der Schulaufsichtsbchörde ge-
gebenen Normen zu besorgen und stehen in der pflichtmäßigen
Besorgung dieser Verwaltung unter deren Aufsicht.

Schon diese Ausführungen zeigen, daß die Vertreter der
katholischen Kirche eifrig bemüht sind, die Kirche in die Schu l -
a u f s i c h t wieder einzuschalten. Die Vrücke dazu hat man mit
großer Geschicklichkeit zu finden vermocht: Man bezeichnet die
Schu l V e r w a l t u n g als einen Teil der Schulaufsicht und
hat dann natürlich keine Schwierigkeit mehr, den Geistlichen
wieder zur Mitwirkung an der Schulaufsicht zu machen, s i es als
Mitglied des Schulvorstandes, als Mitglied der Schulpfleg-
schaft. Zu beachten ist freilich dabei, daß beide Verfasser Vavern
sind, und daß ihnen daher bei allen diesen Dingen in erster
Tinie die der Kirchs entgegenkommenden baveriichen Verhält-
nisse vorschweben. Das ist aber keine Entschuldigung wenn
man das „ v e r f a s s u n g s r e c h t der deutschen Schule"
begründen wi l l , dann darf man der Verfassung
nicht Gewalt antun und nicht Dinge mitcinander
vermengen, die allenthalben und besonders in allen
Schulgesetzen getrennt behandelt werden. Die Bestrebungen
des Zentrums, bei allen Schulaeietzen den Ge i s t l i chen in
irgendeiner Form in das Gesetz hineinzubringen, sind der
deutlichste Veweis dafür, daß man dabei nicht immer bloß
an eine beratende und fürsorgende Tätigkeit denkt, sondern viel
weitergehende Pläne im Auge hat. wenn dann die Lehrerschaft
berechtigtes Mißtrauen hegt, dann wundert man sich und
stellt dieses Mißtrauen als unberechtigt hin, aber die hier w'.e-
dergegebenen Ausführungen sagen doch deutlich genug, wie die
Dinge in Wirklichkeit anzusehen sind; jedenfalls können sie von
uns als „verfassungsrechtlich" nicht bezeichnet werden.

A b z u l e h n e n ist nämlich nach Gsthelder die Rechtsauf-
fassung, daß das Mitwirkungsrecht der Kirche bei der Schul-
aufsicht l e d i g l i c h d a r i n b e st e h e, daß sie das Recht der
Einsichtnahme in den Religionsunterricht habe, um sich davon
zu überzeugen, ob er in üebereinstimmung mit den Grundsätzen
der Religionsgesellschaft erteilt werde. Diese Auffassung stehe
weder mit dem Wortlaute, noch mit der Entstehungsgeschichte
des Art. 5 D Abf. I in Linklang. Es sei zwar'unzweifelhaft
richtig, daß der Religionsunterricht von der Bestimmung in
Art. ^44 nicht ausgenommen ist, für die staatliche Schulaufsicht
ergebe sich jedoch aus der Bestimmung des Art. ^ 9 Abs. I,
d i e g l e i c h w e r t i g n c b e n A r t . ^44 stehe, hinsichtlich des
Religionsunterricltes eine wesentliche Einschränkung, eine ge-
wisse Teilung der Gewalten zwischen Staat und Kirchen.
Es stehe aber auch außer Zweifel, daß sich für den Staat
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sofort die erheblichsten kulturpolitischen Schwierigkeiten er-
geben würden, wenn er etwa bei der Wahrnehmung der Schul-
aufsicht vor a.le'.u hinsichtlich der Aufstellung der normengeben-
den Verwaltungsgrundsätze in Fragen des Religionsunterrichtes
und der religiös-sittl. Erziehung auf die Mitwirkung der
Rirchen verzichten wollte. Er werde diese Mitwirkung gar
nicht entbehren können. «Line solche Mitwirkung schließe aber
auch Art. ^ H selbstverständlich nicht aus. „Staat" im Sinne

s Art. seien die L ä n d e r . Dem Reiche stehe eine un-
chich i s s t b iuüttelbare Schulaufsicht nicht zu; es wirke selbst bei der

Schulaufsicht nur normengebend mit, insoweit alle reichsrecht-
lichen Bestimmungen über die Organisation und die Verwal-
tung des Schulwesens selbstverständlich auch von den Tändern
bei der Wahrnehmung der Schulaufsicht zu beachten sind.
Tassen sich diese Sätze, so fragen wir, anläßlich der Einsetzung
eines Reichskommissars für Preußen auch auf dem Gebiete der
Untcrrichtsverwaltung wirklich aufrechterhalten?

(Fortsetzung folgt.)

Grundlagen der ^chulrechtslehre in der
Herbartschen Oäda^Ogik.

(Zusammenfassung.)

Dr. Kurt R i e d e l , Dresden.

I. Geschichtlich.
Schulrechtslehre wird wie alle audern Zweige der Rechts-»

Wissenschaft und der Jugendführungslehre nicht gepflegt, um
bloße Gedanken zu berichtigen, sondern um die Sicht der Han-
delnden zu klären. Zu solcher Klärung trugen Herbart und
seine Jünger auf dem Gebiet des Schulrechts mehr bei als
jede andere Gruppe. Das ist dadurch bedingt, daß in diesen,
Kreise durch drei Menschenalter hindurch die Schulrech ssr.ige
einheitlich erörtert wurde. Aufnahme fremder Gedanken be-
wahrte die Jünger Herbarts lange Z it vor Erstarrung, ohne
daß diese dadurch Herbarts Grundansicht vou Staat und Ge-
sellschaft, von Politik und Pädagogik untreu wurden.

Die innere Geschlossenheit der Gruppe wurde gefördert
durch das Band, das Zeitschriften und Vereinsleben um die
zeitlich und räumlich getrennten Glieder schlangen, von Zeit-
schriften sind zu nennen:

p ä d a g o g i s c h e R e v u e , gegründet ron Karl Mager,
fortgeführt von Scheibert und Tangbein.

I a h r b u cd des V e r e i n s f ü r w issens ch a f t l i c h e
P ä d a g o g i k , gegründet von Ziller, nach dessen Tod von
Vogt, zuletzt von Rein herausgegeben, als Ausläufer des
Jahrbuchs ist die V i e r t e l j a h r s s c h r i f t f ü r p h i l o-
soph i f che P ä d a g o g i k , geleitet von Georg weiß, zu
erwähnen.

p ä d a g o g i s c h e S t u d i e n, herausgegeben von Rein
(1.876—9^' u. a. (bis ^92?)>

Auch das E v a n g e l i s c h e Schu ld l a t t , gel i et ron
Fr. w i lh . Dörpfeld, muß hier genannt werden, ebenso die „ E r -
z i ch u u g s s ch u l e" von E. Barth.

von größter Bedeutung für die Bewegung war die vor-
bildliche Tätigkeit des Vereins für Wissenschaft iche Pädagogik,
den Ziller ^863 gegründet hat. Auf den all'äh lichen Ha pt-
Versammlungen wurden die Abhandlungen des vorjährigen
Jahrbuches ausführlich besprochen, die verbandlungs-
niederschriften als „Erläuterungen zum Jahrbuch" veröffent-
licht, beginnend mit dein 8. Jahrbuch (l,876). Ueber die Ent-
stehung des Vereins berichtet Friedr. Franke in den „Päd-
agogischen Sludien" l.895, S. 229 ff.

I n Rheinland-Westfalen waren du ch Dö pfelds Anregung
bereits früher (seit Il.8^8) Vereinigungen von Tehrern und
Schulfreunden ins Teben getreten, die den Gedanken der
„Schulgemeinde" im Dörpfeldschen Sinne pflegten.

Besonders ausführlich erörterte mau Sch.,lrechtsfragcn
auf den pfingstversammlungen des Vereins für wiisenschrft-
liche Pädagogik 5,88̂ « in Annaberg (im Anschluß an „Be-
merkungen zum sächsischen volksschulge'ez" aus Zi lsrs Nach-
laß), in Jena ^890 (im Anschluß an Trüpers Abhandlung
„Erziehung und Gesellschaft"), in Zwickau ^892 lim An-
schluß an Reins Aufsatz, „Zur Schulgesetzgebm^g") und in

welchen
entworfen
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während der Zwickauer Tagung gründete E. Varth die

„Vereinigung von Freunden der freien Schulgemeinde", um
Dörpfclds Schulvcrfassungsgedankcn der verwi.k.ichung näher
zu bringen, beider bat sich Dr. Th. Fcitzsch, der Schriftführer
der Vereinigung war, bisher vergeblich bemüht, die Nieder-»
schriftcu ausfindig zu inachen. Nach seiner Erinnerung ging
die Vereinigung bald wieder ein, da E. Varth erkrankte.*)

I n der Mitteilung über die Gründung in den „pädago-
gischen Studien" ^895 heißt es: Familienvereine müssen ent-
stehen, die sich an eine bestimmte Schule anschließen und pflcgc-
rischc Aufgaben übernehmen (Fürsorge füw kranke und schwäch-
liche Rinder, Waisen und Halbwaisen, Verwahrloste, Sonderbc-
gabte). Es scheint, als habe Varth daran gedaclF, eine
Partei zu gründen, um in Gemeindeverwaltung und Landtag
für den Gedanken der freien Schu'gemeindc kämpfen zu
können (s. päd. Studien, ^3H3, S. 56).

Anläßlich der pfingstversammlung ^895 in Elberfeld be-
suchten die auswärtigen Mitglieder des Vereins f. wi,s. päd.
den kranken Rektor Dörpfeld in seinem Waldhause in Rons-
dorf bei Va men. Varth berichtet darüber: „ L i i . n besonders
tiefen Lindruck hat auf uns, die wir aus der Ferne gekommen
waren, der Vesuch bei dem Altmeister. Dörpfeld gemacht.
Hatten doch viele von uns die weite Reise darum mit unter-
nommen, um den Mann persönlich kennenzulernen, der
ihnen seit Jahrzehnten schon ein Gegenstand inniger Ver-
ehrung und herzlicher Dankbarkeit gewesen war." Dörpfeld
scheint bei dein Empfang im wesentlichen das gesagt zu haben,
was er in seinem Vricfe ausführte, den er dem VorsitMi-
den Vogt anläßlich der pfingstversammlung in Annaberg
(^88H) gesandt hatte (abgedruckt" in den „Erläuterungen" zum
Jahrbuch XVII . Jahrgang, Leipzig 1^886, S. 72—76).

Getragen von dem pfingsterlebnis in Elberfeld und der
Rampfesstimmung, die der Zcdlitzsch«? Schulgesetzentwurf ^8H2
ausgelöst hatte, fand Varths Alan zunächst rasch vielseitige
Unterstützung. Nach einem Jahre meldete Varth 60 Mi t -
glieder: 5 Geistliche, 59 Lehrer, ^2 Rektoren, H Univer-
sitätslehrer, und zwar aus Sachsen, Thüringen, Preußen,
Hessen, Vayern, Württemberg und Gesterreich (s. päd. Studien,
^893, S. 2^> . Trotz Einigkeit im Ziel herrschte großie
Meinungsverschiedenheit über Einzclfragcn.

Innerhalb des Rreises der Jünger Herbarls lassen sich
folgende Gruppen voneinander abheben:

H.. M a g e r , S c h e i b e r t , Langbein, Vallauf^).
l l . D ö r p f e l d , Zabn^), ^andfermann^), Hollenbera^),
g ) Honke«). Hörn').' E. Schmidt»), GottschaW').

0. S t o y , Fröhlich, Steinthal.
v . Z i l l c r , V o g t , V a r t h, T r ü p e r , R o l l e , R e i n.
Herbarts grundlegende Schulrechtsgedanken wurden mehr-

mals im Rahmen von Darstellungen der Ethik den Nachfahren
ins Gedächtnis gerufen: Gust. H a r t e n s t e i n , Die Grund-
begriffe der ethischen Wissenschaften, Leipzig 1/8^, A l l i h n ,
Die Grundlebren der allgemeinen Ethik, Leipzig ^86^. I . W.
N a h l o w s k y , Grundzüge zur 3ehre von der Gesellschaft
und dem Staate, ^865. Herm. S t e i n t h a l , Allaemeine
Ethik, Verlin 1̂ 885. Z i l l e r , Allgemeine praktische'philo-

») Herrn wberschulrat Dr. Fritzsch bin ich für wertvolle Hin-
weise zu Dank verpflichtet.

) Vallauf, Die Schule als Staatsanstalt. GIdenburaisches Schul-
l»20

'̂ ) F> k. Jahn, «Lin wort über Leitung des Volksschulwesens.
Schulchronik. 18 ,̂'».

^) L in Gutachten des provinzialschulrates Dr. tandfermann
in Sachen des Volksschulwesens. Schulchronik, 5. Jahrg.

«) Hollenbcrg, Schule, Staat, Kirche und das Untcrrichtsgeset;.
Deutsche Zeitschrift fiir christliche Wissenschaft und christliches
z'eben. 1860.

°) w . U. Jütting, Sprachliche und pädagogische Abhandlungen.
,572. von dem Kampfe um die Volksschule in Preußen und von
der Stellung und Vesoldung ihrer tehrer. Verlin. I889.

«) Julius Honke, Nach welchen Grundsätzen muß ein preußisches
Volksschulgesetz entworfen und beurteilt werden? Jahrbuch des
Vereins für wiss. päd. lsy I .

") Dietrich Hörn, welche Anforderungen stellen dae Zeitverhält-
nisse an dm Volksschullehrerstand. Gütersloh. — Derselbe, Georg
Almgenbura und seine Schulgcmeinde. Giitersloh.

^) <Lrnst Schmidt, Dörpfelds Schulverfassung in ihrer Vcdcutung
fiir die Gegenwart, kangcnfalza, »92^

..5) R-ichard Gqttschalk, vorschläae zur Umaestaltnilg des Eltern-
beirates. lcmaensalZa. 192). . ,. , , ' . . « ', - ,

sophie, ^angcnsalza ^880, 2. Aufl. ^886. wilhelin R e i n ,
Grundriß der Ethik, ^ 8Y2.

Auch die Schriftcn von Chr. Alb. T h i l o dürfen hier
erwähnt werden: Die thcc^ogisierte Rechts- und Staatslehre,
Leipzig 186^. Ueber das 2. Vuch der allgemeinen praktischen
Philosophie Herbarts (Zeitschrift für exakte Philosophie,
^8. Jahrg.), Eine Untersuchung über Herberts Ideenlehre in
bezug auf Llott, Hartenstein und Steinthal (ebenda ^5. Jahrg.).

Zuletzt hat Th. F r a n k e , „Staat und Schulerz'ehung in
Hcrbarts Gedankengebäudc" unter dem Gesichtspunkt der
staatsbürgerlichen Erziehung betrachtet (Jahrbuch des Ver-
eins f. wiss. Päd., Jahrg. ^9^2). Franke weist mit Nach«
druck auf die sonst zu wenig beachtete Stellungnahme Her-
barts zur Staatserziehuug hin. Er scheint mir aber doch da<
bei im Gedankengang seiner Sch.-ift „Der deutsche Staatsge-
danke in der Volksschule" (Leipzig ^ l . 2 ) in He.-barts wo.te
über Politik und Pädagogik z.wiel „staatsbürgerliche" Lr-
zichungsabsicht im neueren Sinne hineingelegt zu habeu.

An dieser Stelle sei auch die unter der 3ei5ung wilhcln«
Reins entstandene Dissertation von Albert Mann erwähnt:
„Das Verhältnis des Staates zum Vildungswe'en", Cangen-
salza ^9^6, sowie die Dissertation von popig, Herbarts Ge-
danken über das Verhältnis der Lrziehuna zum Staate, (päd
Studieu. Jahrg. 1.905.)

wenden wir uns nun der inneren Entwicklung der Schul-
rcchtsleh.e im He^ba tkrcise .-u!

Den Grund zu dieser Schulrechtslehre lea/e der Meister
durch die klare Scheidung von Politik und Pädagogik, in-
dem er dieser die Sorge für die innere Entwicklung des Ein-
zelmenschen, jener die Sorge für den Fortbcstand der Ge-
sellschaft zuwies, von Einzelheiten hob er besonders d<m
Widersinn hervor, der in der Aufstellung von 3ehrp!änen in
der Forin staatlicher Dienstvorschriften liegt.

Rarl M a g e r , von Hegel, Schleiermacher u"ld vielleicht
auch von Rrause angeregt, wies mit Nachdruck auf den:
Uutcrschicd zwischen Staat und bürgerlicher Gesellschaft hm
und meinte, durch den Ausbau eines provinzialschnlwesens
die Schulverwaltung aus den Händen der Vü.ok.atie in die dor
bürgerlichen Selbstverwaltung legen zu, können. I n Ausein-
andersetzung mit dem Schulrechtlcr Heinrich Grase kam
Mager zu einer Schulverfassungslehre (Scholastik), in der
die Schule weder staatlich noch eigenständig, sondern eine
Anstalt der b ü r g e r l i c h e n Gesellschaft ist.

Erst S c h e i b e r t folgerte aus Herbarts Seelcnlehre die
Notwendigkeit der Vekenntnisschule und gab dadurch der
Schulrechtslehre im Hcrbartkreise ein Gepräge, daß, den fort'
schrittlichsten Teil der deut'chen volksschull.'hrcrs.'l'aft abstoßen
mußte. Scheiberts Verdienst liegt in der Gewinnung eines
p ä d a g o g i s c h e n Schu begriffes, denn He b-rt kannte nur
dou Gewerbebegriff, Mager nur den Anst.illsbegriff Schule.
Scheibert vermittelte dem Harbertkrcise bedeutungsvolle Ge-
danken Schleiermachers. Er verkoppelte den Gedanken der
freien Schulgemeinde mit dem Elternrecht.

w . L a n g b e i n wies ausdrücklich auf die Gesell-
schaftslehre des Rrauseschülers Heinrich Ahrens hin, die eine
wissenschaftliche Begründung der Befreiung der Schule vom
Staate enthält (pädagogisches Archiv. Herausaea. v. W.
Langbein. Stettin 1 M ^ , S. ^58 ff).

D ö r p f e l d verwertete Gedanken von Heinrich Ahrens. Er
verschränkte den Schlügemeindebegriff mit der konfessionellen
Vindung der Schule so innig, daß seine Schulv.'rf.issungslehre
von dem liberalen Teil der Lehrerschaft als rü.kschritt'.ich, von
dem konservativen Teil als kirchcnfeindlich abgelehnt wurde.
An seinem Lebensabend plante er, in einer neuen Schrift den
Gedanken der freien Schulgcmcinde umfasseuder als in seinen
früheren Darstellungen aus der Ethik zu entwickeln, und m
einer zweiten He Durchführbarkeit und Nützlichk.it der freie«
Schulgemcinde juristischen und theoloaischcn Rreifen darzulegen
(s. päd. Studien, 5893. S. 2 ^ ) . ' '

Därpfeld stellte an den Anfang der Schulverfassungslehre
den Grundsatz, daß die Schule am engsten mit der Familie'
verbunden sei. Die Schule sei die Hilfsaustalt der Familie.
Neben dem Familienvcrein anerkannte er als Schu înteress.'N«
ten: .Rucke, bürgerliche Gemeinde und Staat. Seine Schul-
verfassuug ist ein formaldemokratischer Ausgleich der Scl?ul>-
ansprüche dieser vier Gruppen. Das Zusammenwirken dieser
Gruppen in dê r öffentlichen Erziehung soll zu einer „allge-
meinen Sittenaufsicht über die Jugend" werden. Nach seinem



Vorschlag vom Jahre ^863 sollen auf allen Stufen der
Schulverwaltung Vertreter des Lehramtes, nach seinen: Vor-
schlag vom Jahre ^8^)2 Vertreter der 3ehrerscl?aft mit-
wirken. Die private Form der Schule entspricht nach Dörpfeld
nicht dem Wesen der Schule.

S t o y vertrat die Ansicht, daß der Gedanke der freien
Schulgemeinde sich sehr wohl mit der Forderung der Simultan-
schule vertrage. Er gliederte die Schulrech!sl.'hre als „Schul-
kunde" in das Ganze der Jugendführungslchre ein.

F r ö h l i c h erkannte die Notwendigkeit, du ch bessere
Vorbildung der ^hrer und durch entsprechenden Ausbau der
Selbstverwaltung des ^ehrerstandes die Entwicklung der freien
Schulgemeinde vorzubereiten. Er sah ein, daß die Mitwirkung
des Staates beim Ausbau des Schulwesens vorläufig nicht
entbehrt werden kann. Er sah wie der liberale Staatsrecht-
ler Vluntschli im Staat den allgemeinen Vormund der Gesell-
schaft. Mit dem Hinweis auf den Rcichsfreiherrn vom Stein
deutete er an, daß, die freie Schulverfassung dem Geiste ger-
manischer Selbstverwaltung entspricht.

Der Gedanke berufsständischer Staatsverfassung wurde
dein Herbartkreise auch von J u l i u s H o n t e nahegelegt,
der als Hannoveraner im politischen Sinne mit Vorli.be
die föderalistische Staatslehre von Konstantin Franlz, der Vis-
marcks Staatsbau verurteilte, zur Begründung einer freien
Scbulverfassung heranzog. Er wies die Erziehung dem Eltern-
hause, den Unterricht der bü'ger<ich n Gemeinde zu nicht dem
Staate: „Die Erfahrung dieses Iahrhunde ts lehrt vi'lmebr,
daß das staatliche Schulwesen, tro^ a"er A'stengung.'n und
Erfo'.ge der Vehörden ga.- nich zur vol s'ach gewordcn ist."
(Jahrgang Ü.893, S. ^30.) — Der Schulabbau seit den: Jahre
^93^ bestätigt leider diese Erfahrung.

„Je mehr freie ^ebensaemeinschaften im Staate wohnen,
als deren Schutz- und Schirmherr er dasteht, desto fester
ist seine Vasis im Volke, desto größer der Reichtum, der
ihm an frischen Kräften, neuen Ideen und materiellen Mitteln
zuströmt." Honke hielt es nicht für >weckmäßia für das
Schulwesen freie Selbstverwaltung zu fordern, ohne d^bei
zu sagen, daß diese nur eintreten kann, wenn der G.un^satz der
Selbstverwaltung auf allen Gebeten anerka n und allmähl ch
durchgeführt werde. Sehr richtig sagt Honke: „Nur durch
klare Scheidung der Staatsgesellschaft von dcu andern Ge-
sellschaftsformen werden Kräfte und Gedanken f.ei, die zum
Heile des Ganzen wirken können, aber heu'e noch gebunden
sind. Diese Forderung bedeutet mehr als Teilnahme an der
Gesetzgebung. Nicht in den Kammerverhandlu igen und ih en
Ergebnissen, sondern in der Neuerung und Einz'lverwaltnng
liegt der Schwerpunkt des Staatslebens... A le tiesg eis nden
Veränderungen und Verbesserungen müssen darum auch mit
einer Reform der Regierungsweise beginnen." (a. a. G. S.
^23.) Honke dürfte heute mehr Zustimmung zu diesen: Satze
finden als vor vierzig Jahren.

Z i l l e r belastete den Gedanken der freien Schulgemeinde
mit der Forderung bckenntnismäßigcr und bes i t zs tänd i -
scher Schulgliederung. Er hat das Verdienst, auf den Wider-
jinn pädagogischer Dienstvorschriften nachdrücklich hinge-
wiesen zu haben. Er schied die „Erziehungsschule" schulver-
fassungsmäßig scharf von: Fachschulwesen. Ziller befü wortete
privatschulen.

V o g t erstrebte die „Standesautononn?" der Lehrer uud
kämpfte für die hochschulmäßige Vorbildung aller Päd-
agogen. Auch <V. Frick (Halle) verteidigte den „autonomischen
w e g " Vogts (f. Erläuterungen zum 25. Iahresbuch des
Vereins f. wiss. päd. S. 5).

H e r m a n n R o l l e , ein Geistlicher, untersuchte in meh-
reren Schriften Eingetragen der freien Schu'v rf's'ung. und
gelangte zu beachtenswerten Ergebnissen^"). Er wün ĉh^e
weitgehende Selbstverwaltung der Lehrerschaft und ent-
scheidenden Einfluß des Lehrers in der Schügemeind». Der
Lehrer soll die Seele der Schulgemeinde bilden. Als Gbmann
des Schulwesens soll er dem Gemeinderat und den: Kirchen-

" ) Hermann Rolle, Die Grtäschulaufsichl, insbesondere, ab
der Geistliche dabei beteiligt sein soll. Saalfeld. 1883. Staat,
Schuls und Kirche in ihrem gegenseitigen Verhältnis. (Gester-
reichischer Protestant. 1885. Die finanzielle Selbständigkeit der
Schule. Evangelisches Schulblatt. 1888. Die Selbständigkeit der
Schule inmitten von Staat und Kirche, pädagogische Studien, Jahr-
gang 1889. Schulgemcinde. I n Reins Lnzyklopäd. Handbuch der
pädaaoaik. 2. Aufl. (1908). Vd. 8. S. 156—l?2.
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vorstände beigeordnet sein. „Staat, Schule und Kirche sollen
eine G.esamtpersönlichkeit bilden, in n>elcl)er wie in Christus
das Königtum (Staat), Orophetentum (Schule) und f>riester-
tum (Kirche) vereinigt sind." Das gesellschaftliche Ganze
möge einen Körper mit drei Systen:grr^)pen darstellen, iu dem
der Schule der Unterricht, den: Staate aber die Regierung
und der Kirche die Zucht (in: Sinne Herbarts) zufalle.
Der Schulgemeinde> weist Rolle ein weites Vetä'.igungsfeld zu;
sie soll sich auch der Jugend im Nachi'chulalter annehmen
und Presse, Schrifttun:, Schaustellungen überwache,:, die stu-
dierende Jugend soll mit der Heimatschulgemeinde ver-
bunden bleiben und während ihrer Ferien am Schulleben
des Heimatortes teilnehmen. Die Schulgemeinde setzt sich
nach Rolle nicht nur aus den Familienvätern zusammen,
sondern auch aus Schu l g ö n n e r n . Die Familienväter und
die Schulgönner sollen V5 der Schullasten tragen, Staat und
Kirche se '/z. D er G e d a nke, d a ß d er S chul g em e i n d e
auch S c h u l f r e u n d e rech t l i ch a n g e h ö r e n k ö n n e n ,
ist neu u n d w i c h t i g . Die Fachschulgenossenschaften
sollen sich an Erziehungsschulgenosfenschaf̂ en anlehnen.

V a r t h hegte den Gedanken, die freie Schu'.gemeinde
in: Rahmen kleiner „Sozialgemeinden" von einheitlichem kirch-
lichen Gepräge auszugestalten.

Durch T r ü p e r wurden erneut Schleiermachcrsche Ge-
danken in den Herbartkreis getragen, von manchen M i gliedern
allerdings mit dem Vemerken zu'ückgewiesen, daß ia a'les
wesentliche schon bei Herbart geschrieben stehet. Später ver-
knüpfte Trüpcr den Vegriff der freien Schule mit den: der
privatschule.

Mit W i l h e l m R e i n gelangte die Herbartsche Be-
wegung zum Stillstand. Er ergänzte die Schulverfassungs-
lehre, indem er einen einheitlichen Aufbau des Schulwesens
forderte. Mi t dem unzeitgemäßen Gedanken einer „christ-
lichen" Simultanschule klingt in Reins Schriften die Idee der
freien Schulverfassung im Sinne Dörpfelds aus.

Die geschichtliche Vedeutung der Herbartschen Schulrechts-
lehre wird erst in Zukunft voll gewürdigt werden, wenn der
große Gedanke der freien, eigenständigen Schule die letzen
Reste des mittelalterlichen Vandes, das die Schule jahr-
hundertelang an die Kirche fesselte, abgestreift haben wird.

Die Frage, die in den „pädagogischen Studien", Jahrg.
^883, im Anschluß an zwei geistliche Schmähurteile über
Dörpfelds „Leidensweg der Volksschule" aufgeworfm w.nde:
„Sollte es denn so gewendet sein — wie manche glauben —
daß die Schuloerfassungsfrage, soweit sie die Anliege»: der
Lehrer betrifft, nur unter Zerreißung des Vandes zwischen
Kirche und Schule sich lösen wird?" — ist von der Gesch'chle
eindeutig beantwortet. Daß Herbarts Jünger „eine bessere
Hoffnung festhalten und vertreten" wollten, war ihr zeitbe-
dingtes Mißgeschick. (Forts, folgt.)

Gesetze und Verordnungen.
Preußen.

Schulleitung und Aonferenzrecht. Er l . d. Reickskommissars
— preuh. M in . f. Wissenschaft, Runst« und Volksbildung vom
55. Januar 1922. U I I ^ Nr. ,02, ^ I I ( ' , U I I 0 . 1 .

Der Lrlaß bat in seinen wesentlichen Teilen folgenden Wort-
laut:

Die durch die Bestimmung von: 20. September 1919 und 30. Gk-
tober 192I angeordnete Neugestaltung des Aonferenzrechts und der
Schulleitung hat die Erwartungen, die in sie gesetzt waren, nicht voll
erfüllt. Wohl hat sich der Grundsatz, daß das gesamte Kollegium die,
Verantwortung für die untcrrichtliche und erziehliche Arbeit der
Schule zu tragen hat, im großen und ganzen bewährt. Die Erfahrung
hat aber gezeigt, daß eine klare Festlegung und Abgrenzung der Auf-
gaben, für die der Schulleiter die Verantwortung trägt, eine wesent-
liche Vorbedingung für eine geordnete Schularbeit bildet. Die not-
wendig gewordene Vergrößerung der Schulaufsichtsbezirke und die
infolge der vcrwaltungsrsform eintretende Erweiterung des Aus-
gabenkrcises der Schulräte lassen eine dahin zielende Neuordnung be-
sonders dringlich erscheinen. Ich beauftrage deshalb die Regierung
— das Provinzialschulkollegium —, die für den Bezirk geltenden
Bestimmungen über die Schulleitung und das Aonferenzrecht nach
folgenden Grundsätzen einer Prüfung zu unterziehen und nach An»
Körung des Vezirkslehrerrats neu zu gestalten.
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H e r R e k t o r ( S c h u l l e i t e r ) vertritt die schule nach

außen und trägt der Schulaufsichtsbehörde gegenüber die Verant-
wortung ») für die Grdnung im inneren und äußeren Schulbetrieb,
insbesondere b) für die Innehaltung der behördlichen Anweisungen.

Die Lehrer find gehalten, die Anordnungen des Rektors, soweit
si? im Rahmen feiner Befugnisse liegen, zu befolgen. Der Rektor
hat das Recht und die Pflicht, den Unterricht der Lehrer zu be-
suchen und dabei sich ergebende Fragen nach Beendigung des Unter-
richts zu besprechen; er ist jedoch ohne Wunsch der Lehrer nicht be-
fugt, in den Unterricht einzugreifen. Das Recht, in unterrichtlicher
oder erziehlicher Richtung Anweisungen zu geben, erforderlichenfalls
auch durch Eingreifen in den Unterricht, steht ihm ohne besonderen
amtlichen Auftrag nur zu, soweit es sich um Schulamtsbewerber vor
Ablegung der 2. Prüfung handelt, Soweit es fich um Erteilung von
Zeugnissen oder um Feststellung der vcrsetzungsreife handelt, ist es
ihm unbenommen, nach feinem pflichtmäßigen Ermessen die Prüfung
von Schülern a l l e r Klassen selbst zu übernehmen. Der Rektor
hat das Recht, den Mitgliedern des Lehrerkollegiums bis zu drei
Cagen Urlaub zu erteilen.

D a s L e h r e r k o l l e g i u m (in seiner Gesamtheit und jedes
Mitglied im einzelnen) hat der Schulaufsichtsbchördc gegenüber die
Verantwortung für alle die gemeinsame Arbeit regelnden unterricht-
lichen und erziehlichen Maßnahmen. Es ist insbesondere im Rahmen
seiner Befugnisse dafür verantwortlich, daß die ihm anvertraute J u -
gend in lebendiger Vaterlandsliebe, in gegenseitiger Achtung und
Duldung aller Volksgenossen, im Gehorsam gegen die Staatsgewalt
und in dem Gelste de? christlichen Glaubens, zu dem sich die Eltern
der Rinder und die Lehrer gemeinfam bekennen, erzogen wird. Für
das Zusammenwirken der Mitglieder des Kollegiums in der gemein-
samen Arbeit trägt der Rektor oder sein Vertreter als Vorsitzender
der Konferenz die Verantwortung. Den Mitgliedern des Kollegiums
wird der gegenseitige Klasfenbcfuck bei beiderseitigem Einverständnis
empfohlen.

von entscheidender Bedeutung für das innere Leben der Schule
bleibt hiernach die fruchtbare Gestaltung der Konferenzarbeit. Sie
hat im Anschluß an die Gegebenheiten des Schullcbcns und in stän-
diger Fühlungnahme mit der pädagogischen Theorie Richtlinien für
die gemeinsame erziehliche und unterrichtlichc Arbeit des Kollegiums
festzustellen, di>,' sür das Verhalten des einzelnen Lehrers, unbeschadet
der diesem zustehenden Freiheit, letzten Endes wegweisend' sein
müssen. Die gemeinsame Arbeit soll umfassen: Die Festsetzung
allgemeiner Richtlinien sür den Stundenplan, die Aufstellung des
Lehrplanes, die Verwendung der der Schule für Lehr- und Lern-
mittel zur Verfügung stehenden Geldmittel, die Veranstaltung von
Schulfeiern, die Schulgesundhcitspflcge, die Zusammenarbeit mit
dem Jugendamt.

Beschlüsse des Lehrerkollegiums werden nach Stimmenmehrheit
gefaßt, bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Schul-
leiters oder seines Vertreters. Stimmberechtigt sind alle angestellten
Lehrer und alle länger als 6 Monate an der schule beschäftigten
Schulamtsbewcrber. Auf Wunsch eines Drittels der stimmberechtigten
Mitglieder des Kollegiums hat der Rektor eine Konferenz zu be-
rufen. Ist der Rektor der Ueberzeuaung, daß Beschlüsse der Konfe-
renz der Aufgabe der Schule widersprechen oder die Erreichung des ihr
gesteckten Ziels erschweren, ist er verpflichtet, dem Schulrat von dem
Tatbestand und seiner Beurteilung desselben Kenntnis zu geben.
Dem Schulrat bleiben etwaige Anordnungen vorbehalten.

An der Notwendigkeit gemeinschaftlicher Arbeit an dem der
Schule gesteckten Ziel, findet die Freibeit des einzelnen Lehrers ihre
Grenze. Grundsätzlich trägt jeder Lehrer für feine eigene Arbeit der
Schulaufsichtsbehörde gegenüber die volle Verantwortung. I hm liegt
auch der Verkehr mit den Eltern der Kinder seiner Klasse ob; die
Vcileaung von Zwistigkeiten zwischen Eltern und Lehrern ist Aufgabe
des Rektors.

Etwaige Verstöße einzelner Lehrer gegen die Grdnung des
Schullebens sowie alle persönlichen Angelegenheiten der Lehrer ge-
hören nicht vor die Konferenz, w i rd nach Anficht eines Mitgliedes
des Kollegiums die Arbeit der Schule durch derartige Vorkommnisse
gestört oder das Ansehen der Schule herabgesetzt, so wird es ernstlich
zu prüfen haben, ob es im Interesse der Schule dem Rektor davon
Mitteilung zu machen hat. Diesem bleibt es vorbehalten, die er-
forderlichen Maßnahmen (Besprechung mit dem Lehrer, gegebenen-
falls mit dem Schulrat) zu ergreifen.

Die Bestimmungen dieses Erlasses treten an die Stelle der-
jenigen der Erlasse vom 20. September l y i y — I I I I I Z .72? i —
und vom 20. Gktobcr 1923 — l i I I I Z 5 ^ . i —.
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Wissenschaft, Kunst u. Volksbildung vom 31. Januar 1933. II I I V̂
Nr. 103, I I I K I , H i l l ) , i .

„Die besonderen Aufgaben, die angesichts der fortdauernden
Beunruhigung des öffentlichen Lebens der Schulerziehung der
Jugend zufallen, machen es erforderlich, daß die Leitung der Schulen
Persönlichkeiten übergeben wird, die nach strengen Maßstäben Gc-
währ für die Erfüllung der ihnen anvertrauten Aufgaben bieten.
Als Leiter-von Schulen kommen nur pcrfönlichkeiten in Betracht,
die menschlich und geistig gereift genug find, um, über alle unfach-
lichen Rücksichten hinweg, wre Mitarbeiter zu einer in lebendiger
Verantwortung für die Jugend aller Stände und Lager gcfchlossenen
Arbeitsgemeinschaft zu führen und in dicfer Gesinnung sich selbst
stets vorbildlich einzusetzen. Insbesondere zur Leitung von Volks-
schulen, die schon zu a aufsteigenden Klassen entwickelt sind, sollen
künftig von der Schulaufsichtsbehörde nur solche Lehrer ausgewählt
werden, die fich in ihrer Arbeit besonders bewährt, an ihrer Weiter-
bildung ernstlich und mit nachweisbarem Erfolg gearbeitet haben
und die nach der Beurteilung ihrer gesamten Persönlichkeit die
Gewähr dafür bieten, daß sie den Aufgaben der Schulleitung ge-
wachsen sind (vgl. Erlaß vom 21. Januar 1933 — I I I I V 102 — ) .
Gegebenenfalls sind auch Lehrer an cinklassigen und wenig ge-
gliederten Schulen Zu berücksichtigen.

Soweit Schulverbänden das Wahlrecht zusteht, gilt das gleiche
sinngemäß für die Bestätigung der Wahlen. Den Schulvcrbänden
ist zu empfehlen, freie Rektorstellen auszuschreiben und die Wahl
auf Grund her eingehenden Meldungen nach obigen Grundsätzen zn
treffen.

Ich erwarte, daß die Regierungen sich der Bedeutung dieser
Frage stets bewußt bleiben werden."

Schulzucht, körperliche Züchtigung. Er l . d. prcuß. M in . f.
Wissenschaft, K. u. Volksbildung vom .",1. Januar 1933. I I 1 1 ^
Ur. i a i . I I H O , H I K Ü . 1.

Der Erlaß bezieht sich auf das Schreiben des Reichsministers
des Innern an die Unterrichtsminister der deutschen Länder vom
2s. Ju l i 1932, in dem darauf hingewiesen wird, daß die Jugend
nur dann für ihren Dienst an Volk und Staat wohl vorbereitet
fei, wenn sie unbeschadet ihrer Erziehung zur Selbständigkeit und
zum lebendigen Gebrauch ihrer Kräfte gelernt habe, fich in Zucht
und Gehorsam den (Ordnungen der Erziehungsaemeinschaften ein-
zufügen und sich willig echter Autorität unterzuordnen, und fährt
dann fort: „ Ich stimme dem zu und wünsche, daß seitens der
Schulaussicht alles geschieht, um eine Erziehung der Schuljugend
nach diesen Grundsätzen sicherzustellen. Es ist dabei zu beachten,
daß die innere Voraussetzung für die Ausübung jeder Autorität
das Bewußtsein der persönlichen Verantwortung bildet, daß dieses
Bewußtsein aber bei dem Lehrer nur da wirksam werden kann,
wo ihm eine ausreichende Selbständigkeit des Landeins gelassen
wird. Zur Aufgabe des Schulaufsichtsbcamten gehört pädagogische
Führung, die fich auf begründete und als begründet anerkannte
Autorität stützt; folchc Führung wird aber ihr Ziel nur in. ver-
trauensvoller Iufammenarbeit und in gcgenfcitiger Achtung der
dem andern zufallenden Verantwortung erreichen.

Dies gilt wie für die unterrichtliche Arbeit so in noch höherem
Maße für alle Maßnahmen auf dem Gebiete der Erziehung. Der
Erlaß vom 29. März 1928 — I.' I I I <D ?io I, I I I I — bezweckt,
die Strafe der körperlichen Züchtigung nach Möglichkeit aus der
Erziehungsarbeit der Schule auszuschalten. Daß dies geschehe, ist
auch mein ernstlicher Wunsch. Es liegt aber nicht in der Absicht
des Erlasses, den Lehrer der persönlichen Entscheidung und Ver-
antwortung zu entheben. Dem in pädagogischem Ernst und innerer
pflichttreue arbeitenden Lehrer foll auch die Gewißheit, bei feiner
vorgesetzten Behörde den für die Wahrung feiner Autorität not-
wendigen Schutz zu finden, nicht genommen werden.

Die Schulaufsichtsbehörde wird daher sorgsam zu prüfen haben,
ob oder wie weit der Lehrer bei der Wahl der von ihm angewendeten
Erziehungsmittel aus allgemeiner gewissenhafter pädagogifcher
Haltung gehandelt oder ob er etwa bei Anwendung der körperlichen
Züchtigung sich grundsätzlich in Widerspruch zu der Absicht des
Erlasses vom 29. März 1928 gesetzt hat. Auch in den Fällen,
in denen sich herausstellt, daß der Lehrer sich in seinen erziehlichen
Maßnahmen in dieser Richtung vergriffen hat, würde es nicht meinen
Absichten und wünschen entsprechen, wenn die Schulaufsichts»
bchörden in der verhängung der im Erlaß genannten diszivlinaren
Maßnahmen das regelmäßig anwendbare Mittel zur Erreichung de?
Ziels des Erlasses sehen würden. Die Ueberwindung der Gefahr
einer pädagogisch unrichtigen Anwendung der Züchtigungsstrafe in
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erster Linie und regelmäßig von Bestrafungen der Lehrer zu er»
warten, wäre ein I r r t um. Eine Beurteilung unter menschlich-
erzieherischen Gesichtspunkten ist in den meisten Fällen für die
künftige Berufsarbeit des Lehrers wertvoller und von nachhaltigerer
Wirkung als eine in erster Linie durch beamtenrcchtliche Erwägungen
geleitete, solange es insbesondere nicht gelingen kann, die äußeren
Voraussetzungen für die Durchführung der Schulzucht ohne schwerere
schulstrafen so zu gestalten, wie es erwünscht wäre, bleibt cs Auf-
gabe der Schulaufsichtsbchörde, bei der Feststellung von Verstößen
gegen den Erlaß vom 29. März ÜY28 die Frage des persönlichen
Verschuldens unter sorgfältiger Berücksichtigung der inneren und
äußeren Vorbedingungen für das beanstandete Verhalten des be-
teiligten Lehrers zu klären und das Ergebnis dieser Prüfung bei
der Entschließung der Schulaufsichtsbehörde sorgsam zu werten. Ich
ersuche die Regierungen, diese Gedanken zur Richtlinie für die
Durchführung des Erlasses vom 29. März 592« — 1̂ ' I I I ( ?w I,
I_< I I — zu machen."

Anhalt.
Dienstanweisung für Rektoren, Schulleiter und lehrer an ben

«„baltischen Mit te l - unb Volksschulen. Er l . d. Anh. Staatsmin.
vom 2. November 1922.

Die Vers, der Anh. Regierung. Abt. f. d. Schulwesen vom
5. August 1922/2?. November 592a, durch die die sogenannte
kollegiale Schulleitung in Anhalt eingeführt wurde"'), wird mik
Wirkung vom l. Apr i l 3933 aufgehoben und durch folgende Be-
ftimmungen (hier im AusZuge wiedergegeben) ersetzt:

^ . Der Rektor. I. A l l g e m e i n e s . 1. Die Leiter von
Mittelschulen mit wenigstens H aufsteigenden Klassen, von voll '
ausgebauten Volksschulen und gemischten Schulsystemen, die in der
Regel 12 Klassen umfassen, führen die Amtsbezeichnung Rektor.
2, Die Ernennung der Rektoren erfolgt durch das Anhaltische
Staatsminifterium auf Lebenszeit.

11. R e k t 0 r u n d B e h ö r d e . l . Der Rektor untersteht dem
Anhaltischcn Staatsmmistcrium, Abteilung Volksbildung, soweit
nicht die Erledigung bestimmter Angelegenheiten der Kreisschulauf-
ficht übertragen wird. 2. Er ist verpflichtet, alle Anordnungen
seiner vorgesetzten Behörde durchzuführen, etwa sich ergebende Be-
denken aber fofort anzuzeigen, die von ihm geforderten Berichte
rechtzeitig zu erstatten und über alle wichtigeren Angelegenheiten
der Schule zu berichten. 3. Er ist befugt, sich in dringenden Fällen
bis zu 3 Tagen selbst zu beurlauben, jedoch nicht im Anschluß an
die Ferien oder an sonst erteilten Urlaub. Die Vertretung ist dem

^) Die angezogene Verf. bestimmt in ihrem grundsätzlichen Tei l :
(;) Um mehrfach hervorgetretenen wünschen der Lehrer zu ent-

sprechen, hat der Staatsrat für Anhalt beschlossen, die sogenannte
kollegiale Schulleitung in den Volks- und Mittelschulen Anhalts
versuchsweise in der Erwartung einzuführen, daß die davon erhofften
günstigen Wirkungen für das gesamte Schulwesen eintreten werden.
Zu diesem Zweck hat er die anliegende Dienstanweisung für anhal-
tischc Schulleiter (Schulleiterinncn) erlassen, in der die gegenseitigen
Rechte und Pflichten der Schulleiter und der anderen Lehrer ge-
ordnet sind.

(2) Die Dienstanweisung tr i t t am z. August 1922 in Kraft.
Sie findet auch Anwendung auf die amtliche Tätigkeit der früheren
Rektoren, die unter Beibehaltung ihrer Amtsbezeichnung und ihres
Gehaltes als Schulleiter in ihrer Stellung verbleiben.

(3) was die sonstige Bestellung der Schulleiter anlangt, so wird
darüber unter Aufhebung der Verfügung vom 25. Apr i l 1959 —
Amtsblatt Nr. q< — folgendes bestimmt:

(4) I n Schulen mit nur zwei Lehrern ist der dienstälteste
Lehrer der bestellte Leiter, falls nicht unsererseits aus wichtigem
Grunde ausnahmsweise eine andere Regelung vorgenommen wird.

(5) I n Schulen mit drei bis fünf Lehrern wählt der Lehr-
körper aus seiner Mitte einen Leiter und berichtet uns hierüber
durch Vermit t lung der Areisschulaufsichtsbchörde wenn die Wahl
nicht binnen vier Wochen von uns beanstandet wird, ist die Ve»
stellung des Benannten als erfolgt anzusehen.

(6) Die Ernennung der Schulleiter in Schulen mit mehr als
fünf Lehrern erfolgt auf Vorschlag der Regierung, Abteilung für
das Schulwesen, und nach Anhörung des Lehrerkollegiums sowie
des Schulausschussos, Abteilung L, durch das Staatsministerium.

(?) Die Bestellung erfolgt auf sechs Jahre. Sje kann rückgängig
gemacht werden, falls es im dienstlichen Interesse für notwendig
gehalten wird oder aus triftigen Gründen vom Schulleiter selbst
oder vom Lehrkörper beantragt wird. ,
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dienstältesten Lehrer — in Mittelschulen dem dienstältesten Mittel-
schullehrer — zu übertragen. Jeder selbsterteilte Urlaub ist der
vorgesetzten Behörde zu melden, verreist der Rektor in der Ferien»
zeit, hat er gleichfalls den mit seiner Vertretung beauftragten Lehrer
zn bezeichnen.

III. R e k t o r u n d L e h r e r . 5. Der Rektor ist den Lehrern
seiner Schule dienstlich übergeordnet. Jeder Lehrer ist an die An»
ordnungen des Rektors gebunden, er ist jederzeit berechtigt, gegen
sie die Entscheidung des Anhaltischcn Staatsministeriums, Abteilung
Volksbildung, anzurufen, wenn eine vorhergehende persönliche Aus«
fpracho nicht zum Ziele führt. Bis zu der Entscheidung des Anhal-
tischen Staatsministeriums sind die Anordnungen des Rektors durch»
zuführen. Disziplinarbefugnis gegenüber den Lehrern steht dem
Rektor nicht zu. — 2. Er ist vorsitzendes Mitglied des Lehrkörpers.
— 3. Er führt die neueintretenden Lehrer in ihr Amt ein und macht
sie unter Hinweis auf die Dienstanweisung mit ihren Amtspflichten
bekannt. Ebenso liegt ihm die Entlassung der aus dem Dienst
scheidenden Lehrer ob. — H. Als Berater und Führer des Lehrkörpers
unterstützt er die Lehrer in der Erfüllung ihrer Dienstobliegenheiten.
Verstöße gegen diese wird er zweckmäßig durch persönliche Aus-
sprache abstellen. Wo indessen seine Erinnerung nicht ausreicht, ist
er verpflichtet, die Hilfe der vorgesetzten Behörde anzurufen. —
5. Er ist nicht befugt, Zeugnisse über die amtliche Tätigkeit der
Lehrer auszustellen — 6. Er ordnet die Vertretung eines erkrankten
Lehrers an. Erstreckt sich die Dauer der Vertretung voraussichtlich
über 6 Tage hinaus, so hat er seiner vorgesetzten Behörde Anzeige
zu erstatten und hinsichtlich der Vertretung die erforderlichen An-
träge zu stellen. — ?. Er kann bei dringender Veranlassung einzelnen
Lehrern Urlaub bis zu 2 Tagen erteilen. — 3. Er vermittelt de»
Schriftverkehr zwifchen den Lehrern und der Schulbehörde. Ein-
gaben der Lehrer hat er mit feiner gutachtlichen Aeußerung zn bc-
gleiten. — 9. Er wendet seine besondere Fürsorge der Beratung
und weiteren Ausbildung der nicht festangestellten Lehrkräfte zu,
soweit er nicht bei vorwiegend fachtechnisch beschäftigten Schulamts-
c.nwärtern seine Befugnisse einem geeigneten Lehrer übertragt.

I V . R e k t o r u n d S ch u l v e r w a l t u n g. l . Der Rektor
führt die Aufsicht über sämtliche Grundstücke der Anstalt, einschließ-
lich der Turnhalle und des Spielplatzes sowie über sämtliches
Schulgerät. Er erteilt die Erlaubnis zu ihrer Benutzung für schul-
fremde Zwecke, fowcit nicht abweichende Bestimmungen entgegen-,
stehen. — 2. Er führt die Aufsicht bzw. die Gberaufsicht über die
Büchereien und sonstigen Sammlungen der Schule. — 3. I hm liegt
die Anlegung und Verwaltung des Schularchivs ob. Er sorgt
dafür, daß sämtliche zu den Schulakten gehörenden Schriftstücke
ihrem Inhal t nach planmäßig und übersichtlich geordnet werden. Zu
den Akten gehören insbesondere alle amtlichen Eingänge, die Nieder-
schriften der Lehrerkonfcrcnzcn und die für die Geschichte der Schule
wichtigen Schriftstücke; ferner die Entwürfe der von der Schule aus-
gestellten Zeugnisse, sowie der amtlichen Berichte und Schreiben.
Er ist verpflichtet, ein Tagebuch über feinen amtlichen Schriftwechsel
zu führen. — q. Er hat im Einvernehmen mit dem Lehrkörper für
eine angemessene Ausgestaltung der Schulfeste zu soraen. — 5. Er
hat darüber zu wachen, daß der Hausmeister seine Gblicaenheite»
zu jeder Zeit treu und gewissenhaft erfüllt. — a. Zum Ausgleich
für die verwaltungstätigkcit ermäßigt sich seine Pflichtstundenzahl
nach besonderer Anordnung der vorgesetzten Behörde nm 10 bis
18 wochensiunden.

V. R e k t o r u n d E r z i e h u n g s z i e l . 1. Um den Unter-
richt nach den allgemeinen Lehrpläncn einheitlich zu gestalten, legt
der Rektor der vorgesetzten Schulbehörde durch die Kreisschulaufsicht
zur Genehmigung vor: ») den auf Grund von Konfercnzberatunge»
zusammenzustellenden ausführlichen Lehrplan, K) den Verteilungs-
und Stundenplan vor Beginn eines jeden Schulhalbjahrcs. — 2. Er
verteilt die Stunden und Alassen auf die einzelnen Lehrer. Berech-
tigte Wünsche sind nach Möglichkeit zu berücksichtigen. — 3. Um
sich ein Urteil über die Durchführung der behördlichen Bestimmungen
und den Stand der Klassen zu verschaffen, hat er das Recht und
die Pflicht, von Zeit zu Zeit dem Unterricht der Lehrer beizuwohnen,
die Lehrbcrichte einzufordern, Einsicht in die Hefte der Schüler zu
nehme» und gegebenenfalls über seine Beobachtungen eine Aus-
sprache mit dem Lehrer oder in der Konferenz herbeizuführen. —
q. Er kann Befreiungen von einzelnen Unterrichtsfächern, soweit
solche überhaupt zulässig sind, nach Rücksprache mit dem Fachlehrer
erteilen. I n Iweifelsfällen ist die Entscheidung der Schulbehörde
einzuholen. — 5. von groben Verstößen, auch solchen, die außer>
halb der Schule begangen sind, hat er dem Elternhaufe Mitteilung
zu machen lind darauf hinzuwirken, daß durch die häusliche Gr<



Ziehung den Absichten der Schule nicht entgegengearbeitet wird. —
6. Seine Aufgabe ist, die vertrauensvolle Zusammenarbeit Zwischen
Schule und Elternhaus zu pflegen, persönliche Beschwerden und
Anfragen der Eltern sind grundsätzlich an den Zuständigen Lehrer
zu verweisen, Erst wenn so keine Einigung zu erzielen ist, kann
die Vermittlung des Rektors angerufen werden. — 7. Er hat
darüber zu wachen, daß die Bestimmungen der Schulordnung be-
folgt und die Zuchtmittel nach den gegebenen Vorschriften maß-
voll und einheitlich angewendet werden. — 8. Reben der geistigen
und sittlichen Betreuung liegt ihm auch die Fürsorge für die Ge-
sundbeit der Schüler ob.

lt. Der Schulleiter. I. A l l g e m e i n e s , >. Die Leitung der-
jenigen Schulen, die nicht einem Rektor unterstellt sind, wird einem
Lcbrer übertragen. Er wird auf Vorschlag der zuständigen Kreis-
schnlanfsicht vom Anhaltischen Staatsministerium, Abteilung
Volksbildung, berufen und führt die Amtsbezeichnung Schulleiter.
- - 2. Die Berufung zum Schulleiter kann aus dienstlichen Gründen
rückgängig gemacht werden. — 5. Der Schulleiter untersteht un-
mittelbar der zuständigen Kreisfchulaufsicht. Er ist den Lehrern
seiner Schule dienstlich gleichgeordnet.

I I . E i n z e l b e st i in m u n g c n. l . Der Schulleiter führt die
Aufsicht über die Baulichkeiten und das Schuleigentum. Er über-
wacht die ordnungsmäßige Instandhaltung, Reinigung und Heizung.
Er erteilt die Erlaubnis zur Benutzung von Schulräumen zu schul-
fremden Zwecken, soweit nicht abweichende Bestimmungen entgegen-
stehen. — 2. Der Schulleiter ist verpflichtet, alle Anordnungen
seiner vorgesetzten Behörde durchzuführen, etwa sich ergebende Be-
denken aber sofort anzuzeigen, die von ihm geforderten Berichte
rechtzeitig zu erstatten und über alle wichtigeren Angelegenheiten
der Schule zu berichten. — 3. Er erledigt den amtlichen Schrift-
wechsel und führt die vorgeschriebenen Kisten. — 4. Er hat das
Recht, sich selbst sowie in dringenden Fällen die Lehrer der Schule
bis zu 1 Tage zu beurlauben unter gleichzeitiger Benachrichtigung
der Areisschulaufsicht. — 5. Krankheitsfälle von Lehrern, welche die
Dalier von 2 Tagen und solche von Kindern, welche die Dauer von
7» Ivochen überschreiten, sind unter Beifügung eines ärztlichen Zeug-
nisses der Areisschulaufsicht mitzuteilen. — 6. Er hat die Pflicht,
die Einheitlichkeit in der Arbeit aller lehrenden zu fördern und
etwaige Unstimmigkeiten unter den Mitgliedern des Lehrkörpers
auszugleichen. — 7. Er führt Unterrichtsbesuche nach Konferenz'
beschlus; oder im besonderen Auftrage aus. Die Prüfung des
Standes der Klassen steht der Arcisschulaufsicht zu. Für die nicht
festangestellten Lehrkräfte ist er der pädagogische Berater, der ihre
Ilnterrichtstätigkeit zu überwachen hat. — 8. Er hat den Lehrern
feiner Schule die amtlichen Bekanntmachungen und Verfügungen
rechtzeitig zuzuleiten und ihre Durchführung zu überwachen, soweit
er dafür zuständig ist. Er hat neue Lehrer in ihre Obliegenheiten
einzuweisen, amtlich geforderte Erhebungen anzustellen und darüber
zu berichten. - - '). Er ist Vorsitzender der Konferenz und vertritt
die Schule nach außen; er hat die Beziehungen zwischen Schule
und Elternhaus zu pflegen, insbesondere für würdige Ausgestaltung
der Schulfeier zu sorgen. — ia. Als Mitglied des Schulvorstandes
hat er die Interessen der Gemeinde mit den Bedürfnissen der
Schule in Einklang zu bringen. Anteilnahme für Schulfragen zu
wecken und di? erforderlichen Mittel bereitstellen zu lasten. —
<>. Zum Ausgleich für seine verwaltungstätiakeit ermäßigt sich
seine Pflichtstundenzahl nach befondcrcr Anordnung der vorge-
setzten Behörde um z bis 6 U)ochcnstundcn.

<!. Äer Lehrer, l . Der Lehrer ist in seiner Lehrtätigkeit und
Amtsfübrung selbständig, soweit die Rücksicht auf die behördlichen
Bcstimunaen und die Arbeitsgemeinschaft der Schule es gestatten.
— 2. Bei Reisen in den Ferien oder bei sonstigem Urlaub hat er
seine Anschrift der Schulleitung bekanntzugeben. — 3. Er hat die
Erkrankungen unter Angabe der voraussichtlichen Dauer unver-
züglich der Schulleitung mitzuteilen, damit die Vertretung geregelt
werden kann. — 4. Er ist zur Ucbcrnahme von Vertretungen im
Rahmen der behördlichen Anordnungen verpflichtet.

3. Der K l a s s e n l e i t e r erledigt alle die Klasse betreffenden
äußeren und inneren Angelegenheiten, wie Bekanntgabe von Mit«
leilungcn an die Schüler. Ausstellung der Zeugnisse sowie Führung
X>r Lebrberichte und der vorgeschriebenen Klassenlistcn. — 6. Er
kann seinen Schülern seiner Klasse Urlaub bis zu 3 Tagen erteilen,
jedoch nicht im Anschluß an die Ferien. — ?. Er hat die Pflicht,
im Zusammenwirken mit den, Schularzt und dem Eltcrnbanse die
gesundheitliche Entwicklung seiner Zöalinae zu fördern und bei
der Auswahl erholungs- und hilfsbcdürftiacr Schüler das Fünorge-
amt zu unterstützen. — 8. Er hat der Ueberbürdung seiner Schüler
mit häuslichen Aufgaben durch Rücksprache mit den übrigen
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Lehrern feiner Klasse entgegenzuwirken. — 9. Er hat die besondere
Pflicht, die Beziehungen zwischen Klasse und Elternhaus zu
pflegen, um eine möglichst weitgehende Übereinstimmung in den
Erziehungsmaßnahmen zu erzielen.

l>. Die Konferenzen. I. A l l g e m e i n e s , ü. Die Mitglieder
des Lehrkörpers haben ein Mitbestimmungsrecht in allen Fragen
der gemeinsamen Schularbeit innerhalb der gegebenen Vorschriften.
Dieses Mitbestimmungsrecht kommt in den Konferenzen zum Aus-
druck. — 2. Es gibt Gesamt-, Klassen- und Fachkonferenzen. Der
Rektor (Schulleiter) kann den vorfitz in der Klaftenkonferenz dem
Klassenleiter, in der Fachkonfcrenz einem von den Fachlehrern ge-
wählten Vbmann übertragen. — 3. Zur Teilnahme an der Gesamt-
konfcrenz sind alle Lehrer verpflichtet, an der Klassenkonferenz di? in
der Klasse unterrichtenden Lehrer, an der Fachkonfcrcnz die ent-
sprechenden Fachlehrer.

II. D i e G e s a m tk 0 n f c r c n z. I. Die Gesamtkonferenz
sichert durch gemeinsame Beratung über Fragen des Unterrichts
und der Erziehung das einheitliche Zusammenwirken des Lehr-
körpers. — 2. Die von den Behörden ausgehenden Anordnungen
und Verfügungen hat der Rektor (Schulleiter) in der Gesamtkonfercnz
bekanntzugeben, soweit sie nicht einzelne Mitglieder betreffen. —
2. Die Gesamtkonferenz beschließt im Rahmen der allgemeinen Gesetze,
Verordnungen und Verfügungen über die Fragen des Schulbetricbs,
deren Entscheidung nicht dem Rektor (Schulleiter) oder der Kreis-
schulaufficht übertragen ist. — 4. Die Verhandlungen unterliegen
der Amtsverschwiegenheit. Sie kann in besonderen Fällen durch
Konfercnzbeschluß aufgehoben werden. — 5. Die Konferenzen sind
mindestens 3 Tage, in dringenden Fällen mindestens 24 Stunden
vorher einzuberufen. Gesamtkonferenzcn finden in der Regel einmal
im Vierteljahr statt. — 6. wenn mindestens ein Drittel der M i t -
glieder des Lehrkörpers schriftlich mit genauer Angabe der Gegen-
stände eine Konferenz beantragt, so mutz der Rektor (Schulleiter), sie
binnen 3 Tagen einberufen.

7. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder des Lehrkörpers. Für dis
Abstimmungen gilt einfache Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. — 8. Anträge von M i t -
gliedern des Lehrkörpers in Angelegenheiten, für die die Konferenz
zuständig ist, hat der Rektor (Schulleiter) auf die Tagesordnung zu
fetzen, wenn sie mindestens 3 Tage vor der Sitzung schriftlich mit '
geteilt werden, persönliche Angelegenheiten eines Lehrers, dis nicht
mit den Aufgaben der Schule zusammenhängen, dürfen ohne seine Zu-
stimmung, in der Konferenz nicht behandelt werden.

9. Der Rektor (Schulleiter) ist für die Ausführung der Kon-
feren'beschlüsse verantwortlich. Befürchtet er von ewem solchen Be-
schluß Nachteile für die Schule, so hat er das Recht, sich an die vor-
gesetzte Behörde zu wenden und bis zu ihrer Entscheidung den Vollzug
desselben auszusetzen.

10. Ueber jede Konferenz ist eine Niederschrift aufzunehmen,
die nach ihrer Genehmigung von dein Rektor (Schulleiter) und dem
Schriftführer unterzeichnet und bei den Akten aufbewahrt wird.

N- Die Gcsamtkonfercnz deschließt insbesondere über a) die
Grundsätze für die Erteilung von Schüler-eugnisien im Rahmen der
behördlichen Anordnungen, d) die Re^cluna des Verfahrens für die
Versetzung und über strittige versctzungsangelegenheiten, e) Auf-
stellung von Grundsätzen über die einheitliche Anwendung der ?"cht»
Mittel, sowie über Ar l und Maß der Hausaufgaben, 6) Aufstellung
und Abänderung von Vorschriften, betr. die Schulordnung, ^ Schul-
feiern und gemeinsame Ausflüae, k) Verwaltung der Lehrmittel, der
Büchereien sowie der Turn- und Si'ielaeräte, 3) Anschaffungen für
die Büchereien und Lehrmittelsammlungen, k) Standes» und Ehren-
sachen der einzelnen kehrer, in denen die Gesamtkonferenz als Ent-
scheicungsinstanz angerufen wird, (vergl. I). l l . 8.)

III. Die K l a ss en k 0 n fe rc n z. 1. Eine Klanenkonfcrcnz
beruft der Rektor ^Schulleiter) n) von sich aus, im Einverständnis
mit dem Klassenleiter, d) auf Antrag eines Teiles der in der Klasse
unterrichtenden Lehrer.

2. Die Leitung liegt in der Hand des Rektors »Schulleiters),
sofern er nicht von seiner Ermächtigung in 1) I, 2 Gebrauch macht.
3. Bei der Abstimmung findet N I I . ? Anwendung. 4. Die Klassen-
konferenz dient vor allem der Aussprache über die Leistungen der
Klane, über die Eigenart der einzelnen Schüler, über Fragen der
Versetzung und der Sckulzucht, soweit sie nicht grundsätzlich der
Gcsamtkonfercnz unterliegen.

IV. D i e F a ch k o n f e re nz. l . Die Fachkonferenz wird vom
Rektor (Schulleiter) einberufen, entweder von sich aus oder auf
Antrag eines Teiles der Lehrer, die in dem Fache unterrichten. —
2. Stimmberechtigt in der Fachkonferenz sind alle lehrer, die lehr«
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plainnäßigen Unterricht in dem Fache erteilen. I m übrigen findet
bei der Abstimmung I) l l , 7 Anwendung.

3. Die Fachkonfercnz beschließt insbesondere 3) über Anträge
auf Einführung neuer schuldüchcr, d) über Aufstellung neuer oder
über Abänderung bestehender sondcrlehrplänc, 0) über neue Wege
und einheitliches Vorgehen bei der Gestaltung des Fachunterrichts.

pflichtstunden der Rektoren und Schulleiter. Er l . d. Anh.
staatsmin., Abt. Volksbildung, v. 5. Januar 1933, I V 1?6, Amts-
blatt f. Anh. 1925, 5. 3. 7.

I n Ergänzung der Dienstanweisung für Rektoren und schul»
lciter vom 5. November 5952 wird folgende- bestimmt:

Die Ermäßigung der wöchentlichen Pflichtstundenzahl beträgt
ab 1. Apr i l 5933 für Rektoren 10 bis 18 stunden, und zwar bis
12 Alassen 10 wochenstundcn, 13—12 'Klassen 11 Wchstdn., 16—18
Alassen 12 wchstdn., 19-^21 Alassen 13 wchstdn., 22—24 Alassen
14 Wchstdn., 25—27 «lassen i'> Wchstdn., 28—30 Alassen 16
Wchstdn,. 31—35 Alassen i? Wchstdn., 36—40 Alassen 1s wchstdn.;
für schulen von über HO Alassen erfolgt besondere Regelung: schul»
leitcr 1—6 stunden, und zwar 1—4klassige schulen 1 Wochen»
stunde, 5klassiae schulen 2 Wchstdn., 6—?klassige schulen 3 Wchstdn.,
8—Massige schulen q wchstdn., 1 (Massige schulen 5 wchstdn.,
11—zulässige schulen 6 wchstdn., für schulen mit über 12 Alassen
erfolgt besondere Regelung.

E n t l ch e i d u n a e n.
Verufsschulpflicht. Urt. des AG. v. 8. Apri l 1932.

n) Die Verpflichtung des Lehrherrn aus § 127 RGewG., den
kchrling zum Vcsuch der Fortbildungsschule anzuhalten, ist von der
Verpflichtung des k l . zum Besuch der schule unabhängig. Es
lonimt daher nicht darauf an, ob eine solche Verpflichtung durch die
für die betr. schule erlassene satzung rcchtswirksam begründet ist
oder ob z. V. diese satzung mangels Bekanntmachung keine Geltung
erlangt hat. (Urt. 1 8. 154/52.)

d) maßgebend für die Beurteilung des Verhältnisses als Lehr-
lX'rhältnis ist der tatsächliche Inhal t des zwischen den Beteiligten
geschlossenen Vertrages und die tatsächliche Ausgestaltung des Ver-
hältnisses. Erteilt ein Bücherrevisor unabhängig von dieser seiner
Tätigkeit anderen Unterricht in stenographic, Maschinenschreiben
und Buchführung, so liegt kein sehr- sondern ein Untcrrichtsverhält-
nis vor. das keine Verpflichtung des Unterrichtenden aus 5 12?
RGewG., wohl aber die Aonzessionsvflicht des letzteren begründen
laun. (Urt. 1 8. 152/22.)

<:) Gemäß 3 ? Abs. 2 Erw.G. vom 31. Ju l i 1923 kann weder
die Festsetzung noch die Verlegung der Unterrichtszeiten durch den
schullcitcr erfolgen. Beides hat vielmehr durch den Vorstand der
Gemeinde bzw. des erw. Aommunalvcrbandes zu erfolgen. Das gilt
selbst für die Verlegung einzelner Unterrichtsstunden und die An-
beraumung von Nachholungssnmdcn. Entgegenstehende satzungs-
bcsiimmungcn sind ungültig. Dagegen kann die satzung den schul-
lciter ermächtigen, Nachntzstunden als schulstrafo zu verhängen
(1.8. 153/32). (Mitgeteilt von Gbervcrwaltungsgerichtsrat Dr. simon
in der „Deutschen Juristen-Zeitung". 1932, Heft 23.)

Voraussetzungen der Zubilligung eines Ruhsgehaltsteilc» als
Unterstützung bei Verurteilung zu Dienstentlassung (8 13 BDstrG.) .
Urt. d. Diensiftrafhofs für nichtr. Beamte v. 2. Februar 1932.
l ) 120/3?.

I. Würdigkeit. Bei Prüfling der besonderen Umstände i. s .
der Anweisung zur Durchführung der BDs t rG . v. 2?. Januar <Z32
l'Gs. s. 39) zu § 13 können diese Umstände nicht für sich allein
ohne Rücksicht auf die zur Aburteilung stehende Tat in Betracht ge-
zogen werden, vielmehr ist stets zu prüfen, ob die desonderen Um-
stände gerade gegenüber den den Gegenstand des Dienststrafverfahrens
bildenden Verfehlungen den Angeklagten der Gewährung einer Ver-
günstigung würdig erscheinen lassen.

!!. Bedürftigkeit. Die Unterstützung des § 15 soll in der Haupt-
sache dazu dienen, dem verurteilten den Uebergang in einen anderen
Beruf zu erleichtern. Hat er inzwischen eine andere stellung erlangt,
so befindet er sich nicht mehr in einer ausgesprochenen Notlage,
mögen auch die Einkünfte nur bescheiden sein, und mag er auch in-
folge der allgemeinen Wirtschaftslage der Gefahr der Entlassung
ausgesetzt sein.

(Mitgeteilt vom Präs. Dr. plesser, Berlin in der „Deutschen
Juristen-Zeitung". ?st32, Hefl 2l.)

Verschiedenes.
Das Veamtenrecht der verfassungsreform. I n der Zeitschrift

„ D e u t s c h e I u r i s t e n z e i t u n g" 1933, Heft 2, eröffnet Reiche
uerichtsrat i. R> Dr. s c h w a l b eine Artikclrcihe zur Reform der
Reichsverfassung, in dem er die beamtenrechtlichen Fragen, die bei
einer Verfassungsreform seiner Meinung nach eine Rolle spielen
müßten, behandelt. Ueber die Rolle des Berufsbeamtentums im
staat sagt er u. a. „die geordnete Verwaltung Deutschlands war bis
zum Ariegc auch im Auslandc als vorbildlich anerkannt, sie hat
sich in den stürmen der Nachkriegszeit als eines der kräftigste«?
Bänder der Reichseinheit bewährt und wird in den abgetrennten
Gebietsteilen noch jetzt schmerzlich vermißt. Das Verufsbeamtentum,
das diese Verwaltung ausgebildet hat, läßt sich in ihr nicht er-
setzen . . . Auch das für die gedeihliche Amtsführung unentbehrlich»
Gefühl der inneren Verbundenheit mit dem staate und der amt-
lichen Aufgabe wird bei dem vertragsangestcllten im allgemeinen
nicht im gleichen Maße entstehen können wie bei dem Beamten. Auf-
gabe der künftigen Gesetzgebung muß es deshalb sein, die Erreichung
dieses Zweckes des Berufsbeamtentums sicherzustellen. Die Förde«
rung der standesbelange der Beamtenschaft oder die Gewährleistung
von Rechtsansprüchen der Beamten dürfen nur insoweit in Betracht
kommen, wie sie zur Erreichung jenes Zweckes nötig sind. Die Vor-
schriften werden in der Hauptsache in Beamtcngcsetzen des Reichs
und gegebenenfalls der Länder Platz zu finden haben. Die grund-»
legenden Vorschriften über die stellung der Beamtenschaft im staate,
besonders über ihr Verhältnis zu Regierung und Parlament
lvcrden aber wegen ihrer Bedeutung für den Gcsamtanfbau des
Reiches in die Verfassung aufgenommen werden müssen.

Am schluß seiner Darlegungen über Zulassung und Anstellung
der Beamten sowie über die Frage der wohlerworbenen Rechte (die
er genauer gefaßt zu sehen wünscht) macht er dann folgende Aus-
führungen über die Frage der politischen Betätigung von Be-
amten: „ M i t der Zweckbestimmung des Berufsbeamtentums ist es
unvereinbar, den Beamten die freie politische Betätigung im bis>
berigen Ausmaße zu gestatten. Der Berufsbeamte, der sich in der
Politik betätigt, läuft ebenfo Gefahr, in der Gesetzesanwcndung und
Handhabung seines Ermessens durch Parteirücksichten beeinflußt zu
werden, wie der in das Bcrufsbeamtentum eintretende Partei-
politiker, selbst wenn er aber in diesen Beziehungen eine selten
anzutreffende selbftzucht entwickelt, wird die Unparteilichkeit seiner
Amtsführung bei den Beteiligten nur fchwer Vertrauen finden. Vor
diesen Rücksichten auf die Vorzugsstellung der Bcrufsbeamten recht-
fertigenden Zwecke muß der Gesichtspunkt der staatsbürgerlichen
Gleichheit zurücktreten. Daher haben die älteren Demokratien ihren
Berufsbcamten die Wählbarkeit zu den gesetzgebenden Aörperschaften
cutzogen oder weitgehend beschränkt. Deutschland wird diesem durch
die Erfahrung eingegebenen Vorgehen zur Vermeidung schwerer
Mißstände folgen müssen. Die Einl>eitlichkeit der Verwaltung
leidet, wenn ein Berufsbeamter beliebige Vorgänge und Verhältnisse
des inneren Dienstes, die ihm nur amtlich bekannt wurden, unter
dein schütze seiner Abgeordneteneigenschaft im Parlament zur
Sprache bringen und den Ministor nötigen kann, sich zur Auf-
klärung über Dinge und Absichten zu verbreiten, die der öffentlichen
Erörterung besser entzogen bleiben. Die Neigung unserer Parlamente
zu Eingriffen in Einzelheiten der Verwaltung wird dadurch in un-
erwünschter weise verstärkt und auch der einzelne Abgeordnete zu
persönlichen Einwirkungen in den stand gesetzt, die ihm weder in
dieser Eigenschaft, noch auf Grund feiner Dienststellung zustehen. Die
volle Wirkung wird die Vorschrift übrigens nur haben können,
wenn sie alle Verufsbeamten von allen politischen vcrtretungskörvern
ausschließt.

Dem Berufsbeamten allgemein oie tätige Beteiligung am poli-
tischen Betriebe zu untersagen, dürfte dagegen weder geboten noch
-zweckmäßig sein."

Aus Zeitschriften. Auswirkung des staatsgerichtshofsurteils
vom 20. Jun i 1932. preuß. Lehrerztg. 1933, 16. — Die Neben-
vergütungen der staats- und Gemeindcbeamten und Lehrpersonen,
ihre Aürzung, Ablieferung und Einbehaltung nach Maßgabe der
seit dem 1. Februar 1931 wirksam gewordenen Gehaltskürzung--
bzw. sparoerordnungen und Erlasse (Brübach). schulrecht, Beil. z.
preuß. Lchrerztg. 1933, 1. — Zur Frage der Rechtsgültigkeit der
Herabsetzung der Altersgrenze für Lehrer und Lehrerinnen (Dr.
schubert). Der Beamtenbund 1933, N.
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